
Bürgernaher Bundesstaat
Die Stiftungsallianz fragt nach Leitbildern
für einen modernen Föderalismus in Deutschland
„Nichts ist für die Demokratie
wichtiger als die Bürgernähe“,
unterstrich Bundespräsident
Johannes Rau bei der Auftakt-
veranstaltung der Stiftungs-
allianz „Bürgernaher Bundes-
staat“ am 31. März im Berliner
Abgeordnetenhaus das ge-
meinsame Anliegen der betei-
ligten Stiftungen.

Konrad-Adenauer-Stiftung,
Bertelsmann Stiftung, Heinrich-
Böll-Stiftung, Friedrich-Ebert-
Stiftung, Ludwig-Erhard-Stif-
tung, Stiftung Marktwirtschaft,
Friedrich-Naumann-Stiftung
und Hanns-Seidel-Stiftung ar-
beiten seit Herbst 2003 im The-
menbereich Föderalismus zu-
sammen, um die Arbeit der

Kommission zur Modernisie-
rung der bundesstaatlichen
Ordnung kritisch und konstruk-
tiv zu begleiten. 

Dr. habil. Lüder Gerken, Vor-
stand der Stiftung Marktwirt-
schaft, stellte den zahlreichen
Teilnehmern aus Politik, Wirt-
schaft und Medien die Ziele
und die Arbeitsweise der Stif-
tungsallianz vor und warb für
eine mutige Herangehenswei-
se an die Föderalismus-Re-
form.

Bundespräsident Rau machte
deutlich, wie sehr er das Enga-
gement der Stiftungen in der
Föderalismus Debatte schätzt:
„Ich bin hier, weil mich Ihr
Anliegen überzeugt.“ Auf die
einzelnen Konfliktlinien bei
einer solchen Reform wies
Föderalismus-Experte Prof. Dr.
Fritz W. Scharpf hin. Diese
Analyse wurde in der Podiums-
diskussion mit Mitgliedern der
Bundesstaatskommission auf-
gegriffen und vertieft. 
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Unterstützt die Stiftungsallianz „Bürgernaher Bundesstaat“: Bundes-
präsident Johannes Rau.
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Auftaktveranstaltung der Stiftungsallianz

anstaltungen setze jede Stiftung
ihre eigenen Aktivitäten fort.
Zum anderen verbinde das
Anliegen „Bürgernaher Bundes-
staat“ Politikberater und Politi-
ker verschiedener Richtungen,
weil es um die Zukunft der De-
mokratie in Deutschland gehe.
Gerken machte deutlich, daß die
Handlungsunfähigkeit der Re-
gierungen in Bund und Ländern,
die ihre Ursache in der föderalen
Verflechtung hat, wesentlich für
die Politikverdrossenheit in
Deutschland verantwortlich sei. 

Eine Reform des Bundesstaates
müsse deshalb die politische
Verantwortung wieder klar zure-
chenbar machen, politische Ent-
scheidungsprozesse transparen-
ter gestalten und Beteiligungs-
möglichkeiten für die Bürger ver-
bessern. Weitere Ziele der Stif-
tungsallianz seien die Stärkung
der Entscheidungsfähigkeit der
Regierungen und ein ausgewo-
genes Verhältnis zwischen Soli-
darität und Leistungsanreizen im
föderalen Wettbewerb. Gerken
wertete die Zusammenarbeit der
Stiftungen als ermutigendes Zei-
chen dafür, daß eine parteiüber-
greifende Verständigung auf eine
grundlegende Föderalismus-Re-
form gelingen könne.

Bürgernähe durch
starke Parlamente
Bundespräsident Johannes
Rau unterstützte in seiner Rede
das Anliegen der Stiftungsalli-
anz, die Beratungen in den
staatlichen Gremien mit einer
gesellschaftlichen Debatte zu
begleiten und für einen bürger-
nahen Bundesstaat einzutre-
ten. Bürger seien keine Unter-
tanen, so Rau, sondern Freie
und Gleiche, die als Schick-
salsgenossen gemeinsam über
ihre Belange entschieden, soli-
darisch füreinander einstünden
und so den Staat konstituier-
ten: „Ein bürgerferner Staat wä-
re eine Katastrophe“. Bürger-
nah sei ein Bundesstaat aber
nur dann, wenn die Bürger ihn
verstünden. Rau wörtlich: „Der
Bauplan und die Verfahren
unseres Bundesstaats müssen
wieder verständlicher werden,
auch für den Normalbürger.“ Er
beklagte, es gebe zu viel Exe-
kutivföderalismus und zu weni-
ge parlamentarische Debatten.
Jede Reform müsse sich daran
messen lassen, ob sie die Rolle
der Parlamente stärke.

Das wichtigste Mittel der de-
mokratischen Teilhabe und Teil-
nahme der Bürger sei das
Recht zur Wahl der Volksvertre-
tungen. Wenn diese jedoch
nichts mehr zu entscheiden
hätten, verkomme das Wahl-
recht zum „leeren Formen-
spiel“, so Rau. Um die Bürger-
nähe des Bundesstaates und
das Vertrauen in ihn zu stärken,
regte der Bundespräsident
auch die Einführung plebiszitä-
rer Elemente an. Diese sollten
aber nicht die Parlamente
ersetzen. Denn allein die
Parlamente seien in der Lage,
die Fülle der Themen zu erfas-
sen, widerstreitende Ziele und
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Öffentliches
Interesse wecken
In seiner Begrüßung wies Wal-
ter Momper, Präsident des Ab-
geordnetenhauses Berlin, auf
die Rolle der Landesparlamente
in der Föderalismus-Diskussion
hin. Vor genau einem Jahr, beim
Föderalismuskonvent der deut-
schen Landesparlamente, sei
es ihnen mit der „Lübecker Er-
klärung“ gelungen, gemeinsa-
me Positionen zu formulieren.
Seitdem seien mehr Tempo und
Intensität in die Diskussion ge-
kommen. In der Öffentlichkeit
müsse das Interesse für die Re-
form des Föderalismus aller-
dings erst noch geweckt wer-
den, so Momper.

Politikverdrossenheit
durch Verflechtung

Dr. habil. Lüder Gerken, Vor-
stand der Stiftung Marktwirt-
schaft, hob in seiner Vorstellung
der Stiftungsallianz zwei Cha-
rakteristika dieser Allianz hervor,
die eine Zusammenarbeit von
acht Stiftungen unterschied-
licher Arbeitsweise und partei-
politischer Orientierung ermög-
lichten. Zum einen arbeite die
Stiftungsallianz selbst „föderal“:
Neben den gemeinsamen Ver-

Dr. habil. Lüder Gerken, Vorstand der
Stiftung Marktwirtschaft, Berlin.

Walter Momper, Präsident des Berli-
ner Abgeordnetenhauses.
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Leitbilder eines modernen Föderalismus

sche Föderalismus damals
noch so gut wie ohne Änderung
bestätigt, habe sich heute das
Bild in der Politik und der Öf-
fentlichkeit gedreht: Mittlerweile
gelte der deutsche Föderalis-
mus als Wurzel allen Übels.

Kennzeichnende Merkmale des
deutschen Föderalismus seien
die Unitarisierung und die Poli-
tikverflechtung mit dem ihr inne-
wohnenden Zwang zum Kon-
sens. In den Nachkriegsjahr-
zehnten habe sich die Verflech-
tung und die mit ihr verbundene
Stetigkeit und Verläßlichkeit der
Politik zunächst als Vorteil erwie-
sen. Mit dem Beginn der Wirt-
schaftskrise in den siebziger
Jahren seien jedoch die Nach-
teile des politischen Immobilis-
mus erkennbar geworden.

Gefährdet werde das „deutsche
Modell“ seither unter anderem
durch die Globalisierung, die
Vollendung des europäischen
Binnenmarktes und den Verlust
der eigenständigen Geldpolitik.
Jede dieser Herausforderungen
hätte einen Kurswechsel der
Bundesregierung erfordert. Auf-

Interessen abzuwägen und
Kompromisse zu schließen.

Rau warnte vor zwei möglichen
Fehlentwicklungen einer Föde-
ralismus-Reform. Zum einen
dürfe die Übertragung von Zu-
ständigkeiten auf die Länder
nicht mit dem Ziel in Konflikt
geraten, die föderale Ordnung
transparenter und bürgernäher
zu machen. Zum anderen solle
das „Ordnungmachen“ nicht
zum Selbstzweck werden:
„Auch die Politik schreibt gele-
gentlich auf krummen Zeilen
gerade“. Deshalb führten mit-
unter Verhältnisse, die dem
Ordnungspolitiker ein Greuel
seien, zu ganz vernünftigen Er-
gebnissen.

Zwang
zum Konsens

Prof. Dr. Fritz W. Scharpf, Direk-
tor des Max-Planck-Instituts für
Gesellschaftsforschung in Köln,
blickte zurück auf die Entwick-
lung seit der letzten „Gemeinsa-
men Verfassungskommission“
von Bundesrat und Bundestag
im Jahre 1994. Wurde der deut-

Prof. Dr. Fritz W. Scharpf, Direktor des
Max-Planck-Instituts für Gesellschafts-
forschung.

Auf dem Podium: Volker Kröning, SPD-Bundestagsfraktion, Prof. Dr. Ursula Männle,
Hanns-Seidel-Stiftung, Gaby Dietzen, PHOENIX, Krista Sager, Bundestagsfraktion
Bündnis 90 / Die Grünen, Ernst Burgbacher, FDP-Bundestagsfraktion (v.l.).
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grund der Politikverflechtung
sei die deutsche Politik dazu
jedoch kaum in der Lage.

Scharpf stellte die Frage, ob der
deutsche Föderalismus über-
haupt reformfähig sei. Zwar sei-
en sich alle in der Diagnose der
Reformbedürftigkeit weitgehend
einig. Am Ende der Reformdis-
kussion stünden jedoch die er-
forderlichen Zweitdrittelmehr-
heiten von Bundestag und Bun-
desrat: „Es gibt auch für die Ver-
fassungsreform keinen archime-
dischen Punkt außerhalb der
Politikverflechtung.“

Drei Konfliktlinien kennzeichne-
ten die Föderalismusreform: Er-
stens stünden sich Interessen
von Regierung und Opposition
gegenüber. Dies sei allerdings
bei dieser Frage weniger pro-
blematisch. Zweitens gebe es
Interessenunterschiede zwi-
schen Bund und Ländern.
Schließlich seien drittens die
Länder untereinander in finanz-
starke und finanzschwache
Länder gespalten. Eine Reform
des Bundesstaates könne nur
gelingen, wenn es sowohl ein
„Win-win-Verhältnis“ zwischen
Bund und Ländern als auch
zwischen den genannten Län-
dergruppen gebe.
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Diskussion:
Föderale Leitbilder

Im Mittelpunkt der anschließen-
den Diskussion standen die
jeweiligen Leitbilder der Podi-
umsteilnehmer. 

Krista Sager, Fraktionsvorsit-
zende von Bündnis 90/Die Grü-
nen, machte deutlich, daß in der
Bundesstaatskommission über
die Probleme und Ziele des
deutschen Föderalismus Einig-
keit herrsche. Dennoch sei die
Diskussion – auch in ihrer Partei
– nicht einfach. Bürgernähe sei
zwar ein „schönes“ Prinzip,
müsse aber auch vom Ergebnis
her gedacht werden. Dem Wett-
bewerb unter den Ländern seien
deshalb unter anderem Grenzen
im Bereich Umwelt und Terroris-
musbekämpfung gesetzt. 

Der Föderalismus sei nicht vom
Prinzip her die Wurzel allen
Übels, so die stellvertretende
Vorsitzende der Hanns-Seidel-
Stiftung, Prof. Dr. Ursula Männ-
le. Vielmehr habe sich der Bun-
desstaat problematisch entwik-
kelt, so daß er sich nun selbst
blockiere. Das daraus entste-

hende Demokratieproblem sei
nur durch die Verwirklichung
des Subsidiaritätsprinzips zu
lösen. So könne die Transpa-
renz des politischen Systems
und die Verantwortlichkeit der
Politik erhöht werden. 

Der Sprecher der Arbeitsgruppe
der SPD-Bundestagsfraktion in
der Bundesstaatskommission,
Volker Kröning, wies darauf hin,
daß trotz aller derzeit diskutier-
ten Schwierigkeiten der deut-
sche Föderalismus ein erfolg-
reicher Exportartikel sei. In der
Bundesstaatskommission gehe
es nicht nur um das Verhältnis
von Bund und Ländern. Zu
Recht würden auch die Rolle
der Gemeinden und die Europa-
tauglichkeit des Grundgesetzes
thematisiert. 

Ernst Burgbacher, Parlamenta-
rischer Geschäftsführer der FDP-
Fraktion im Bundestag, vertrat
die Auffassung, daß der Födera-
lismus sich nur rechtfertige, wenn
Wettbewerb unter den Ländern
bestehen würde. Derzeit werde
das Postulat der „Gleichwertig-
keit der Lebensverhältnisse“
überbetont. Dies zementiere die

Unterschiede unter den Ländern
und führe zu einer Nivellierung
nach unten. Notwendig sei eine
Reduzierung des Katalogs der
konkurrierenden Gesetzgebung
und damit verbunden eine Re-
form der Finanzverfassung. Denn
ohne diese könne die Dezentrali-
sierung der Gesetzgebungskom-
petenzen keinen Erfolg haben.

Die Neugliederung der Bundes-
länder war ein weiterer Gegen-
stand der nachfolgenden Dis-
kussion, die von Gaby Dietzen,
Phoenix, moderiert wurde. Die
Podiumsteilnehmer waren sich
jedoch einig, daß es richtig
gewesen sei, dieses Thema bei
den Beratungen der Kommission
auszuklammern. Sonst wäre die
Kommission sofort gescheitert.
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